
Checkliste „Vorgehen bei angeforderten erweiterten Führungs-

zeugnissen“ 
 

Für ehrenamtliche Verbandsmitglieder (ab 14 Jahren) 
 
Schritt 1: Du bekommst ein Schreiben deines Stammesvorstandes mit der Aufforderung ein 

erweitertes Führungszeugnis vorzulegen. Um dies beantragen zu können, sollte ein entsprechendes 

Antragsformular dem Schreiben beigefügt sein. 

 

Schritt 2: Du gehst mit dem Antragsformular zum Einwohnermeldeamt und beantragst das erweiterte 

Führungszeugnis. Da du ehrenamtlich tätig bist entstehen dir keine Kosten. 

 

Schritt 3: Sobald du das erweiterte Führungszeugnis erhältst (spätestens aber drei Monate nach Erhalt) 

legst du es deinem Stammesvorstand vor. 

 

Schritt 4: Du unterschreibst die Einverständniserklärung zur Einsichtnahme und Dokumentation und 

händigst sie ebenfalls deinem Vorstand aus. 

 

Dieses Verfahren wird nach Ablauf der Gültigkeit deines Führungszeugnisses alle fünf Jahre wiederholt.  

 

Wichtige Infos zum erweiterten Führungszeugnis (eFZ): 

Die Verpflichtung zur Vorlage eines eFZ besteht für alle Personen ab 14 Jahren und ergibt sich 
durch die Art, Dauer und Intensität des Kontaktes zu Minderjährigen während der 
ehrenamtlichen Tätigkeit. Ob es notwendig ist überprüft der freie Träger (Vorstand) 
eigenverantwortlich anhand eines Prüfschemas. 

Die Vorlage eines eFZ hat grundsätzlich vor Beginn der ehrenamtlichen Tätigkeit zu erfolgen.  

Ist dies aufgrund spontanem Einsatz zeitlich nicht möglich, so muss umgehend eine 
Selbstverpflichtungserklärung der betreffenden Personen eingeholt werden. Wenn ihr bereits 
ein institutionelles Schutzkonzept habt, wird die Selbstverpflichtungserklärung durch euren 
Verhaltenskodex ersetzt. Die Dokumente haben dann Gültigkeit bis eine Sichtung des eFZ 
erfolgt ist. Dies muss vorgelegt werden, wenn die Mitarbeit länger als 3 Monate bzw. 
wiederholt andauert. 

Das eFZ darf zum Zeitpunkt der Vorlage nicht älter als drei Monate sein und hat eine Gültigkeit 
von fünf Jahren. Die Gültigkeit muss regelmäßig überprüft werden.  

Hat die ehrenamtliche Person bereits bei einem anderen freien Träger (z.B. im Bezirk, beim 
Diözesanverband, etc.) ein eFZ vorgelegt und ist dies noch gültig, so reicht es aus, wenn der 



andere freie Träger das Vorlagedatum und Eintragsfreiheit bestätigt. In diese Abfrage muss 
die betreffende Person zuvor einwilligen. 

Dokumentiert werden dürfen nur das Datum des eFZ, das Datum der Einsichtnahme sowie die 

Information, ob eine Eintragung über eine Verurteilung nach §72 a Abs.1 SGB VIII vorliegt. Dies 

bedarf einer vorherigen schriftlichen Einverständniserklärung der ehrenamtlichen Person. 

Spätestens drei Monate nach Beendigung der Tätigkeit müssen die Daten wieder gelöscht 

werden. 

 

 

 

 

 

 





Beispiele für die Einschätzung der Tätigkeit unter Anwendung des Prüfschemas 


 
Prüfschema nach § 72 a SGB VIII 
 


Ab einer Punktzahl von 10 Punkten muss für die Tätigkeit das 
erweiterte Führungszeugnis eingesehen werden. 9 


                                       Punktwert 
Die Tätigkeit:  Fahrdienst Messdiener 


 
0 Punkte* 


 
1 Punkt 


 
2 Punkte 


ermöglicht den Aufbau eines  Vertrauensverhältnisses 1 Nein Vielleicht Gut möglich 


beinhaltet Hierarchie, ein Machtverhältnis 1 Nein Nicht auszuschließen Ja 


berührt die persönliche Sphäre des Kindes/Jugendlichen  1 
(Sensible Themen / Körperkontakt o.ä.) 


Nie  Nicht auszuschließen Ja 


wird gemeinsam mit anderen wahrgenommen 1 Ja  Nicht immer Nein 


findet in der Öffentlichkeit statt 1 Ja  Nicht immer Nein 


findet mit Gruppen statt 1 Ja Hin und wieder auch 
mit Einzelnen 


Nein 


findet mit Kindern/Jugendlichen statt, die 
geistige/körperliche Beeinträchtigunghaben 


  Ja 


hat folgende Zielgruppe 2 Ab 16 J. 14 - 16 J. Unter 14 J. 


findet mit regelmäßig wechselnden Kindern/Jugendlichen 
statt 1 


Ja Teils, teils Nein 


hat folgende Häufigkeit 0 Ein bis 
zweimal 


Mehrfach (z.B. auch 
mehr als zwei Tage 
hintereinander) 


Regelmäßig 


hat folgenden zeitlichen Umfang 0 Stundenweise Mehrere Stunden 
tagsüber 


Über Tag und Nacht 
(Übernachtung ist 
grundsätzlich mit 10 
Punkten zu werten) 


 
Prüfschema nach § 72 a SGB VIII 
 


Ab einer Punktzahl von 10 Punkten muss für die Tätigkeit das 
erweiterte Führungszeugnis eingesehen werden. 15 


                                       Punktwert 
Die Tätigkeit:Leitung Gruppenstunde 


 
0 Punkte* 


 
1 Punkt 


 
2 Punkte 


ermöglicht den Aufbau eines Vertrauensverhältnisses 2 Nein Vielleicht Gut möglich 


beinhaltet Hierarchie, ein Machtverhältnis 2 Nein Nicht auszuschließen Ja 


berührt die persönliche Sphäre des Kindes/Jugendlichen  1 
(Sensible Themen / Körperkontakt o.ä.) 


Nie  Nicht auszuschließen Ja 


wird gemeinsam mit anderen wahrgenommen 1 Ja  Nicht immer Nein 


findet in der Öffentlichkeit statt 2 Ja  Nicht immer Nein 


findet mit Gruppen statt 0 Ja Hin und wieder auch 
mit Einzelnen 


Nein 


findet mit Kindern/Jugendlichen statt, die 
geistige/körperliche Beeinträchtigunghaben 


  Ja 


hat folgende Zielgruppe 2 Ab 16 J. 14 - 16 J. Unter 14 J. 


findet mit regelmäßig wechselnden Kindern/Jugendlichen 
statt 2 


Ja Teils, teils Nein 


hat folgende Häufigkeit 2 Ein bis 
zweimal 


Mehrfach (z.B. auch 
mehr als zwei Tage 
hintereinander) 


Regelmäßig 


hat folgenden zeitlichen Umfang 1 Stundenweise Mehrere Stunden 
tagsüber 


Über Tag und Nacht 
(Übernachtung ist 
grundsätzlich mit 10 
Punkten zu werten) 


 


Prüfschema nach § 72 a SGB VIII 
 


Ab einer Punktzahl von 10 Punkten muss für die Tätigkeit das 
erweiterte Führungszeugnis eingesehen werden. 7,5 


                                       Punktwert 
Die Tätigkeit:  Waffelbacken Pfarrfest 


 
0 Punkte* 


 
1 Punkt 


 
2 Punkte 


ermöglicht den Aufbau eines Vertrauensverhältnisses 1 Nein Vielleicht Gut möglich 


beinhaltet Hierarchie, ein Machtverhältnis 0 Nein Nicht auszuschließen Ja 


berührt die persönliche Sphäre des Kindes/Jugendlichen 0 
(Sensible Themen / Körperkontakt o.ä.) 


Nie  Nicht auszuschließen Ja 


wird gemeinsam mit anderen wahrgenommen 0 Ja  Nicht immer Nein 


findet in der Öffentlichkeit statt 1 Ja  Nicht immer Nein 


findet mit Gruppen statt 2 Ja Hin und wieder auch 
mit Einzelnen 


Nein 


findet mit Kindern/Jugendlichen statt, die 
geistige/körperliche Beeinträchtigunghaben 2 


  Ja 


hat folgende Zielgruppe 1,5 Ab 16 J. 14 - 16 J. Unter 14 J. 


findet mit regelmäßig wechselnden Kindern/Jugendlichen 
statt 0 


Ja Teils, teils Nein 


hat folgende Häufigkeit 0 Ein bis 
zweimal 


Mehrfach (z.B. auch 
mehr als zwei Tage 
hintereinander) 


Regelmäßig 


hat folgenden zeitlichen Umfang 0 Stundenweise Mehrere Stunden 
tagsüber 


Über Tag und Nacht 
(Übernachtung ist 
grundsätzlich mit 10 
Punkten zu werten) 








Vorlage Beantragung eines erweiterten Führungszeugnisses  


(inkl. Kostenbefreiung) 


 
Erweitertes Führungszeugnis nach §§ 30 und 30 a BZRG 


Hiermit wird bestätigt, dass der Träger __________________________________________________ 


(Name des Stammes /Bezirkes) entsprechend § 72 a Sozialgesetzbuch VIII die persönliche Eignung 


von ehrenamtlichen, nebenamtlichen und hauptamtlichen Mitarbeiter*innen zum Zwecke der 


Betreuung von Minderjährigen anhand eines Führungszeugnisses gem. § 30 Absatz 5 BZRG und § 30a 


Absatz 1 BZRG zu überprüfen hat. 


 


Mitarbeiter*in (Antragsteller*in) 


Name, Vorname: ____________________________________________________________________ 


geboren am: _________________________ in: ____________________________________________ 


Straße, H‐Nr.: _______________________________________________________________________ 


PLZ, Ort: ___________________________________________________________________________ 


ist aufgefordert, ein erweitertes Führungszeugnis nach § 30 a BZRG vorzulegen.  


Wir bitten um umgehende Übermittlung an den Antragsteller, damit die persönliche Eignung zeitnah 


überprüft werden kann. 


 


Folgender Absatz gilt nur, wenn er angekreuzt ist: 


 Der*die Antragstellende benötigt das erweiterte Führungszeugnis, weil sie*er als 


ehrenamtliche*r Helfer*in in der Kinder‐ und Jugendarbeit tätig ist. Für diese Tätigkeit wird keine 


Vergütung oder Gehalt gezahlt und auch keine anderweitigen wirtschaftlichen Vorteile gewährt. 


Es wird der Antrag gestellt, für die Erteilung des Führungszeugnisses eine Gebührenbefreiung 


gem. § 12 JVKostO auszusprechen. 


 


_________________________                ____________________________ 


Ort, Datum     Unterschrift/Stempel des Trägers 


 


 








 


Vorlage zur Bestätigung der Dokumentation der Einsichtnahme in das 


erweiterte Führungszeugnis 
 
Dokumentation der Einsichtnahme in erweiterte Führungszeugnisse gemäß  
§ 72a SGB VIII  des freien Trägers der Jugendhilfe 
__________________________________________ (Name Stamm/Bezirk) 
 
Entsprechend dem Bundeskinderschutzgesetz ist zu überprüfen ob ein Eintrag über eine 
rechtskräftige Verurteilung wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 
182 bis 184g, 184i, 201a Absatz 3, sowie §§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des 
Strafgesetzbuchs vorhanden ist. 
 
Wir weisen darauf hin, dass entsprechend § 72 a SGVIII jede Person von einer Tätigkeit in der 
Jugendarbeit auszuschließen ist, die entsprechend der oben angeführten Paragrafen 
rechtmäßig verurteilt ist. 
 
Das erweiterte Führungszeugnis darf nicht älter als 3 Monate sein. Eine erneute Einsichtnahme ist 
nach fünf Jahren vorzunehmen. 
 
 


_________________________ ___________________________ 
Vorname des*der Mitarbeiter*in  Nachname des*der Mitarbeiter*in 


 
______________________________________________________ 
Anschrift 


 
 
Der*die oben genannte Mitarbeiter*in hat ein erweitertes Führungszeugnis zur Einsichtnahme 
vorgelegt. 
 
Das erweiterte Führungszeugnis wurde ausgestellt am: 
 
 


_________________________ 
Datum 


 
 
Es ist kein Eintrag über eine rechtskräftige Verurteilung wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 
174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 184i, 201a Absatz 3, sowie §§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 
oder 236 des Strafgesetzbuchs vorhanden. 
 
Hiermit erkläre ich mich mit der Speicherung der oben angegebenen Daten einverstanden. Gemäß 
der datenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 72a (5) SGB VIII ist eine Weitergabe der Daten nicht 
gestattet. 
 
Die Daten sind spätestens drei Monate nach Beendigung der Tätigkeit für den freien Träger der 
Jugendhilfe zu löschen. Kommt es zu keiner Mitarbeit sind die Daten unverzüglich zu löschen. 
 


____________________________________ 
Ort, Datum 


 
____________________________ ___________________________ 
Unterschrift der für die Einsichtnahme   Unterschrift des*der Mitarbeiter*in 
zuständigen Person des Jugendverbandes/Trägers 








Selbstverpflichtungserklärung


Ich unterstütze die Mädchen und Jungen, jungen 
Frauen und Männer in ihrer Entwicklung zu eigenver-
antwortlichen, glaubens- und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeiten. Ich stärke sie, für ihr Recht auf see-
lische und körperliche Unversehrtheit und ihr Recht 
auf Hilfe wirksam einzutreten.


Meine Arbeit mit den mir anvertrauten Mädchen und 
Jungen, jungen Frauen und Männern ist geprägt von 
Wertschätzung und Vertrauen. Ich achte ihre Rechte 
und ihre Würde. 


Ich gehe achtsam und verantwortungsbewusst mit 
Nähe und Distanz um. Ich respektiere die Intimsphäre 
und die persönlichen Grenzen der Scham der mir an-
vertrauten Mädchen und Jungen, jungen Frauen und 
Männer und meine eigenen Grenzen. Ich beachte dies 
auch im Umgang mit den Medien, insbesondere bei der 
Nutzung von Handy und Internet.


Ich bemühe mich, jede Form persönlicher Grenzver-
letzung bewusst wahrzunehmen und die notwendigen 
und angemessenen Maßnahmen zum Schutz der jungen 
Menschen einzuleiten. Ich beziehe gegen diskriminie-
rendes, gewalttätiges und sexistisches Verhalten, ob 
in Wort oder Tat, aktiv Stellung. Verhalten sich die im 
kinder- und jugendnahen Bereich tätigen Personen se-
xuell übergriffig oder körperlich gewalttätig, setze ich 
mich für den Schutz der Mädchen und Jungen, jungen 
Frauen und Männer ein. Ebenso greife ich ein, wenn 
die mir Anvertrauten andere in dieser Art attackieren. 
Ich höre zu, wenn sie mir verständlich machen möch-
ten, dass ihnen durch weitere Menschen seelische, 
sexualisierte und körperliche Gewalt angetan wird. 
Ich bin mir bewusst, dass seelische, sexualisierte und 
körperliche Gewalt nicht nur von männlichen, sondern 
auch von weiblichen Tätern verübt wird und dass nicht 
nur Mädchen, sondern auch Jungen häufig zu Opfern 
werden.


Ich verpflichte mich, alles in meinen Kräften stehende zu tun, dass niemand den mir 
anvertrauten Mädchen und Jungen, jungen Frauen und Männern seelische, körperliche 
oder sexualisierte Gewalt antut. 


1


2


3


4


6


7


8


9


Ich kenne die Verfahrenswege und die entsprechenden 
(Erst-)Ansprechpartner für mein (Erz-)Bistum, meinen 
Verband oder meinen Träger. Ich weiß, wo ich mich 
beraten lassen kann oder bei Bedarf Hilfe zur Klärung 
und Unterstützung bekomme und werde sie in An-
spruch nehmen. 


Ich bin mir meiner besonderen Vertrauens- und Autori-
tätsstellung gegenüber den mir anvertrauten Mädchen 
und Jungen, jungen Frauen und Männer bewusst und 
handele nachvollziehbar und ehrlich. Ich nutze keine 
Abhängigkeiten aus.


Ich bin mir bewusst, dass jede sexualisierte Handlung 
mit Schutzbefohlenen gegebenenfalls disziplinarische 
und/oder strafrechtliche Folgen hat.


Ich wurde in Fragen des Kinder- und Jugendschutzes 
unter Berücksichtigung der Vorgaben der Ordnung zur 
Prävention von sexuellem Missbrauch an Minderjäh-
rigen meines (Erz-)bistums geschult und weitergebil-
det.


Ich versichere, dass ich nicht wegen einer Straftat im 
Zusammenhang mit sexualisierter Gewalt1 rechtskräf-
tig verurteilt worden bin und auch insoweit kein Er-
mittlungsverfahren gegen mich eingeleitet worden ist. 
Für den Fall, dass diesbezüglich ein Ermittlungsverfah-
ren gegen mich eingeleitet wird, verpflichte ich mich, 
dies meinem Dienstvorgesetzten bzw. der Person, die 
mich zu meiner ehrenamtlichen Tätigkeit beauftragt 
hat, umgehend mitzuteilen.


Name, Vorname  Geburtsdatum


Straße


PLZ  Ort   
 


Datum / Unterschrift
  1 §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 
184f, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 StGB.


Die katholische Kirche will Mädchen und Jungen, jungen Frauen und Män-
nern Lebensräume bieten, in denen sie ihre Persönlichkeit, ihre Fähig-
keiten und Begabungen entfalten können. Dies sollen geschützte Orte sein, 
in denen junge Menschen sich angenommen und sicher fühlen. Kinder und 
Jugendliche brauchen und finden Vorbilder, die sie als eigenständige Per-
sönlichkeiten respektieren und unterstützen und denen sie vertrauen kön-
nen. Die Verantwortung für den Schutz von Mädchen und Jungen, jungen 
Frauen und Männern liegt bei den ehrenamtlichen und haupt- und neben-
beruflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Gesamtfeld der kirch-
lichen Arbeit im kinder- und jugendnahen Bereich. Diese sind zu einem 
reflektierten Umgang mit ihren Schutzbefohlenen und zur zeitnahen und 
angemessenen Thematisierung von Grenzverletzungen verpflichtet, die 
durch ihre Kolleginnen und Kollegen oder durch die ihnen anvertrauten 
Mädchen und Jungen, jungen Frauen und Männern begangen worden sind. 
Dies wird durch die Unterzeichnung dieser Selbstverpflichtungserklärung 
bekräftigt.
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Bund der Deutschen
Katholischen Jugend
Diözesanverband
Paderborn


BDKJ-Diözesanverband Paderborn
Am Busdorf 7
33098 Paderborn
Tel.: 05251 2888-400
info@bdkj-paderborn.de
www.bdkj-paderborn.de


Erzbistum Paderborn
Domplatz 3
33098 Paderborn
Tel.: 05251 125-0
info@erzbistum-paderborn.de
www.erzbistum-paderborn.de


Weitere Informationen zum Thema Kinder Schützen
sowie Ansprechpartner/-innen im Erzbistum Paderborn:
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Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis


Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes Buch (VIII) - Kinder- und Jugendhilfe -
(Artikel 1 des Gesetzes v. 26. Juni 1990, BGBl. I S. 1163)


§ 72a Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen


(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe dürfen für die Wahrnehmung der Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe
keine Person beschäftigen oder vermitteln, die rechtskräftig wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176
bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 184i, 201a Absatz 3, den §§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuchs
verurteilt worden ist. Zu diesem Zweck sollen sie sich bei der Einstellung oder Vermittlung und in regelmäßigen
Abständen von den betroffenen Personen ein Führungszeugnis nach § 30 Absatz 5 und § 30a Absatz 1 des
Bundeszentralregistergesetzes vorlegen lassen.
(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern der freien Jugendhilfe
sicherstellen, dass diese keine Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist,
beschäftigen.
(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen sicherstellen, dass unter ihrer Verantwortung keine neben- oder
ehrenamtlich tätige Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in
Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder
ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe über die
Tätigkeiten entscheiden, die von den in Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, Intensität und Dauer des
Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen nur nach Einsichtnahme in das Führungszeugnis nach Absatz
1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen.
(4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern der freien Jugendhilfe sowie
mit Vereinen im Sinne des § 54 sicherstellen, dass unter deren Verantwortung keine neben- oder ehrenamtlich tätige
Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von
Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder ausbildet oder einen
vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit den Trägern der freien Jugendhilfe
Vereinbarungen über die Tätigkeiten schließen, die von den in Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, Intensität
und Dauer des Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen nur nach Einsichtnahme in das
Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen.
(5) Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen von den nach den Absätzen 3 und 4 eingesehenen Daten nur
den Umstand, dass Einsicht in ein Führungszeugnis genommen wurde, das Datum des Führungszeugnisses und die
Information erheben, ob die das Führungszeugnis betreffende Person wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1
rechtskräftig verurteilt worden ist. Die Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen diese erhobenen Daten nur
speichern, verändern und nutzen, soweit dies zum Ausschluss der Personen von der Tätigkeit, die Anlass zu der
Einsichtnahme in das Führungszeugnis gewesen ist, erforderlich ist. Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu
schützen. Sie sind unverzüglich zu löschen, wenn im Anschluss an die Einsichtnahme keine Tätigkeit nach Absatz 3
Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 wahrgenommen wird. Andernfalls sind die Daten spätestens drei Monate nach der
Beendigung einer solchen Tätigkeit zu löschen.


Datenschutz


§ 72a SGB 8 - Einzelnorm https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__72a.html


1 von 1 06.12.2018, 16:38





